Einfache Satzung der Alevitischen Gemeinde Musterstadt e.V.
§ 1 Name des Vereins

Der Verein führt den Namen Alevitische Gemeinde Musterstadt (AKM Musterstadt) e.V.
§ 2 Sitz des Vereins

Der Verein hat seinen Sitz in Musterstadt und ist beim dortigen Amtsgericht im Vereinsregister eingetragen.
§ 3 Geschäftsjahr

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
§ 4 Ziele und Zwecke des Vereins

Die AKMM vertritt die Alevitisch-Bektaschitische Glaubenslehre in Musterstadt und dessen Umgebung und versteht sich als Glaubensgemeinschaft. Sie setzt sich für die Pflege und Förderung der Alevitisch-Bektaschitischen Glaubenslehre und Kultur ein. Sie bemüht sich um die Integration der Aleviten in die deutsche Gesellschaft unter Bewahrung alevitischer Glaubensidentität und Kultur. Sie bemüht sich, den Glaubensinhalt und die gesamte Kulturtradition nach aussen bekannt zu machen. Die AKMM richtet für Ihre Mitglieder Gebetshäuser (Cemevi) ein. Sie unterhält Bibliotheken mit spezieller Literatur über die Glaubenslehre der Aleviten-Bektaschiten, der alevitisch-bektaschitischen Kultur und ihrer philosophischen Werte. Die AKMM bekennt sich zu den Menschrechten und den Gesetzen in Deutschland, soweit sie universellen Menschenrechten nicht widersprechen. Sie bekennt sich insbesondere zur unantastbaren Würde des Menschen und der Gleichberechtigung von Mann und Frau. Die AKMM ist Mitglied der Alevitischen Gemeinde Deutschlands e.V. (AABF). Sie vertritt die Ziele und Satzung der AABF. Die AKMM setzt sich für den Religionsunterricht in deutschen Schulen nach dem Bekenntnis und Selbstverständnis des alevitisch-bektaschitischen Glaubens ein.
§ 5 Gemeinnützigkeit

Der Verein AKM Musterstadt e.V. verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung (§§ 51 ff. AO) in der jeweils gültigen Fassung. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten weder direkt noch indirekt Zuwendung aus Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. Bei Ausscheiden aus dem

Verein steht den Mitgliedern kein Anspruch auf das Vereinsvermögen zu. Bei Auflösung des Vereins geht das Vereinsvermögen sowie vorhandenes Informationsmaterial an ‚Alevitische Gemeinde Deutschland e. V. (AABF)’, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. Die Daten der Mitglieder werden vernichtet.

§ 6 Einnahmen des Vereins

Der Verein finanziert seine Aufgaben durch Mitgliedsbeiträge, Spenden und sonstige Zuwendungen.

§ 7 Mitgliedschaft

Mitglieder können natürliche und juristische Personen sein. Die Mitgliedschaft wird durch schriftlichen Antrag erworben, über den der Vorstand entscheidet. Gegenüber einer ablehnenden Entscheidung ist innerhalb von vier Wochen nach Mitteilung der Ablehnung ein Einspruch möglich, über den die nächste Mitgliederversammlung entscheidet. Die Mitgliedschaft endet durch Tod, Austrittserklärung oder Ausschluss. Der Austritt ist nur zum Ende eines Kalenderjahres mit drei Monaten Kündigungsfrist möglich und erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit zwei Drittel der Stimmen. Dem Mitglied muss vor der Beschlussfassung Gelegenheit zur Stellungnahme und Rechtfertigung gegeben werden. Gegen den Ausschließungsbeschluss kann innerhalb einer Frist von acht Wochen nach Mitteilung des Ausschlusses die nächste Mitgliederversammlung angerufen werden, die abschließend entscheidet. Die Mitgliedschaft erlischt in diesem Fall am Tag der Abstimmung. Die Mitgliedschaft ist nicht übertragbar und nicht erblich. Sämtliche im Rahmen der Vereinstätigkeit erstellten und erhaltenen Unterlagen und Materialien müssen nach Erlöschen der Mitgliedschaft dem Verein zur Verfügung gestellt werden.
§ 8 Beitragsregelung

Ein Mitgliedsbeitrag wird jährlich erhoben. Die Höhe des Beitrags wird von der Mitgliederversammlung bestimmt. Die Mitglieder sind aufgefordert, eine Selbsteinschätzung vorzunehmen und entsprechend dieser Einschätzung den Beitrag für sich festzulegen und zu entrichten. Der Beitrag beläuft sich auf mindestens EUR 30,- jährlich.

§ 9 Organe des Vereins

Die Organe des Vereins sind:

- die Mitgliederversammlung

- der Vorstand.

§ 10 Die Mitgliederversammlung

1. Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Ort und Zeitpunkt werden vom Vorstand festgesetzt. Der Vorstand beruft die Mitgliederversammlung schriftlich unter Angabe der Tagesordnung und unter Wahrung einer Einladungsfrist von mindestens vier Wochen ein. Der Vorstand ist verpflichtet, eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es das Interesse des Vereins erfordert oder wenn die Einberufung von einem Drittel der Mitglieder schriftlich und unter Angabe des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird.
2. In der Mitgliederversammlung haben natürliche und juristische Personen je eine Stimme. Das Stimmrecht einer juristischen Person wird durch einen schriftlich Bevollmächtigten ausgeübt. Der Bevollmächtigte kann nur ein Stimmrecht ausüben. Stimmrechtsübertragungen durch natürliche Personen sind ausgeschlossen. 

3. Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß eingeladen ist.

4. Bei Abstimmungen und Wahlen entscheidet die einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Entscheidungen über die Änderung der Satzung erfordern eine Zweidrittelmehrheit. Eine Vereinsauflösung kann nur durch eine Dreiviertelmehrheit der abgegebenen Stimmen beschlossen werden. Satzungsänderungen bzw. Vereinsauflösung müssen als Tagesordnungspunkt ausdrücklich in der Einladung aufgeführt werden.

5. Über sämtliche Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Ergebnisprotokoll zu fertigen, dessen Richtigkeit durch die Unterschrift des Vorsitzenden, des Versammlungsleiters und des Protokollführers zu bestätigen ist.

§ 11 Aufgaben der Mitgliederversammlung

Zu den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören:

- Wahl und Entlastung des Vorstandes

- Festsetzung der Vereinsbeiträge
- Beschlüsse über Satzungsänderungen

- Beschlüsse über Auflösung des Vereins

§ 12 Der Vorstand

1. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für ein Jahr gewählt. Die Wiederwahl der Vorstandsmitglieder ist möglich. Bis zur Wahl eines neuen Vorstandes werden die Geschäfte durch den bisherigen Vorstand weitergeführt.

2. Der Vorstand besteht aus mind. drei Personen, dem 1. Vorsitzenden, einem Stellvertreter und einem Schatzmeister. Der/die 1. Vorsitzende wird in Einzelwahl gewählt. Die restlichen Vorstandsmitglieder (ohne Vorsitz) werden in einem gesonderten Wahlgang gewählt.

3. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, welche die Position der StellvertreterInnen und der BeisitzerInnen regelt. Von KandidatInnen geäußerte Wünsche bez. der Geschäftsverteilung müssen in der Geschäftsordnung berücksichtigt werden.

4. Das Vorstandsamt erlischt mit dem Verlust der Mitgliedschaft.

5. Scheidet ein Vorstandsmitglied innerhalb seiner Amtszeit aus, so wird sein Amt für die restliche Amtszeit kommissarisch durch ein anderes vom Vorstand gewähltes Vorstandsmitglied verwaltet.

6. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der Vorsitzende, sein Stellvertreter und der Schatzmeister. Jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich.

7. Der Vorstand tritt auf Einladung des/der Vorsitzenden zusammen. Die Einberufung der Vorstandssitzung muss erfolgen, wenn ein Vorstandsmitglied dies verlangt.

8. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Mehrheit.

9. Über die Vorstandssitzungen wird ein Ergebnisprotokoll gefertigt, das den Vorstandsmitgliedern zugänglich zu machen ist.
§ 13 Aufgabe des Vorstandes

Der Vorstand hat insbesondere folgende Aufgaben:

- Führung der laufenden Geschäfte des Vereins nach Maßgabe der Satzung

- Aufnahme und Ausschluss von Mitgliedern

- Einberufung der Mitgliederversammlung

- Berufung von zwei Kassenprüfern. Die Kassenprüfer dürfen weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen Gremium angehören und nicht Angestellte des Vereins sein.

- Erstellung und Verabschiedung eines Haushaltsplanes.
§ 14 Gerichtsstand ist Musterstadt.

Musterstadt, den 23. März 2011
